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Melhodea der Gesinnaag9verfolguag durch die Gerichte des Adenauer-Staates
Von Prof. Dr. HANS GERÄTS, Direktor des Instituts für Strafrecht an der Humboldt-Universität Berlin

Noch nicht ein Jahrzehnt ist seit der Zerschlagung der 
Hitlerdiktatur in Deutschland und seit der Beendigung 
des faschistischen Raubkrieges gegen die Völker Euro­
pas vergangen. Die Völker der ganzen Welt, vor allem 
das deutsche Volk, erinnern sich noch lebhaft, wie die 
Herren der deutschen Monopole und die deutschen Fa­
schisten und Militaristen die Weimarer Demokratie be­
seitigten und die faschistische Gewaltherrschaft errich­
teten, um so zuerst den Friedenswillen des eigenen 
Volkes terroristisch unterdrücken, den Überfall auf 
andere Völker ungestört vorbereiten und sie danach 

■mit ihren Armeen überwältigen und mit den gleichen 
terroristischen Methoden beherrschen und berauben zu 
können. Die Geschichte hat uns gelehrt, daß die deut­
schen Imperialisten ihre Kriegsvorbereitung mit der 
Errichtung des faschistischen Regimes verknüpften. Das 
kann auch nicht anders sein, weil die Politik der Auf­
rüstung und Militarisierung nur gegen den Willen all 
der deutschen Frauen und Männer erfolgen kann, die 
ihre eigene Heimat vor den Greueln des Krieges be­
wahren und nicht im Interesse der deutschen Kriegs­
treiber die Fackel des Weltbrandes in die Heime an­
derer Völker tragen wollen.
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Die Errichtung des faschistischen Regimes in 

Deutschland hat gezeigt, daß die Faschisierung des 
Staates und seiner Justiz notwendigerweise zur Besei­
tigung der demokratischen Grundrechte und Freiheiten 
der Bürger führen muß. Mit brutaler Offenheit setzte 
die Hitlerdiktatur schon am 28. Februar 1933 durch § 1 
der sog. „Verordnung zum Schutze von Volk und Staat“ 
die demokratischen Rechte und Freiheiten „bis auf 
weiteres“ außer Kraft. Die Faschisten besaßen dabei 
den Zynismus, den Erlaß dieser Verordnung mit der 
Parole der „Abwehr kommunistischer Gewaltakte“ zu 
begründen. Also nicht die Mörder, nicht die faschisti­
schen Terroristen, sondern die Verteidiger der Demo­
kratie sollten nach dieser Verordnung schuldig sein.

Die Völker der Welt und auch das deutsche Volk 
haben den bestialischen Terror noch in lebendiger Er­
innerung, der zuerst die deutschen Demokraten, Anti­
faschisten und Friedenskämpfer, besonders aber die 
deutsche Arbeiterbewegung traf und dann gegen die 
besten Söhne und Töchter der überfallenen Völker an­
gewandt wurde. Sie haben erfahren, daß der Terror 
nicht nur durch SS-Schergen in den Haftanstalten und 
Konzentrationslagern ausgeübt wurde; sie erinnern 
sich vielmehr auch an die Standgerichte, an die Aus­
nahmegerichte und an die sog. ordentlichen Gerichte, 
die zuerst Deutsche, dann Polen und Holländer, Fran­
zosen und Sowjetbürger „gesetzlich“, d. h. legal ge­
tarnt, in die faschistischen Kerker warfen und zu Tode 
brachten. Neben die Terroristen Himmlers traten die 
faschistischen Agenten auf den Richterstuhl, die unter 
Verletzung der eigenen Gesetze und unter Mißbrauch 
ihres Richteramtes patriotische Widerstandskämpfer 
und nationale Freiheitshelden, insbesondere heroisch 
kämpfende Bürger der Sowjetunion, einkerkerten und 
ermordeten. Wir tun gut daran, nicht zu vergessen, daß 
die faschistische Diktatur in Deutschland nicht nur 
ihren Himmler, sondern auch ihren Freisler, nicht nur 
faschistische Banditen als Wachtmannschaft der Kon­
zentrationslager, sondern auch faschistische, mit der 
Richterrobe bekleidete Verbrecher gegen die Mensch­
lichkeit hervorgebracht hatte.

Durch den gerichtlichen Terror wurden zugleich mit 
der Beseitigung der allgemeinen demokratischen Grund­
rechte und Freiheiten auch die für das Strafrecht gel­
tenden Grundsätze liquidiert, die die Sicherheit des 
Bürgers vor der Willkür der Justiz garantieren sollen. 
Wir wollen uns diese Grundsätze, die wir als Errun­
genschaften des aufstrebenden Bürgertums betrachten, 
ins Gedächtnis zurückrufen.

In der Proklamation, die als die Deklaration der 
Menschen- und Bürgerrechte in die Geschichte der 
Menschheit eingegangen ist, wurden als natürliche und 
unantastbare Menschenrechte verkündet:

„Das Gesetz hat nur Handlungen zu verbieten, 
die der Gesellschaft schädlich sind“ (Art. 5).

„Auch soll niemand bestraft werden, es sei denn 
kraft eines richtig angewendeten Gesetzes, das vor 
der Tat erlassen und verkündet worden ist“ (Art. 8).

So stellte das Bürgertum im Kampf gegen den Ge­
sinnungsterror, die Hexenprozesse und die Inquisition 
die Forderung auf, daß ausschließlich äußerlich erkenn­
bare Handlungen, die objektiv schädlich sind, bestraft 
werden dürfen. Es wandte sich gegen die willkürliche 
Bestrafung durch die feudale Gerichtsbarkeit und for­
derte, daß ausschließlich die gesetzlich bestimmte 
Strafe auf Grund einer gesetzlich für strafbar erklär­
ten Handlung angewendet werden dürfe. Mittels dieser 
demokratischen Rechte sollte das Menschenrecht auf 
persönliche Sicherheit (Art. 2) garantiert werden.

Wir wissen sehr gut, welchen Charakter diese Be­
stimmungen haben und daß die demokratischen Rechte 
nur dort einen realen Inhalt haben und konsequent 
verwirklicht werden können, wo nicht eine ökonomisch 
privilegierte Minderheit die Mehrheit des Volkes re­
giert, sondern wo das von jeglicher Ausbeutung be­
freite Volk herrscht. Das ändert jedoch nichts daran, 
daß diese demokratischen Rechte einen Fortschritt in 
der Geschichte der Gesellschaft zum Ausdruck bringen. 
Sie gehören zu den Errungenschaften, die durch ge­
meinsame Anstrengung aller demokratisch gesinnten 
Menschen gewahrt, kämpferisch verteidigt und durch 
das werktätige Volk weiterentwickelt werden müssen.

Die Geschichte der Rechtswissenschaft kennt leuch­
tende Beispiele des Kampfes fortschrittlicher und muti­
ger Juristen für die gesetzliche Festlegung dieser Prin­
zipien. Der Franzose M o n t e s q u i e u  erklärte: „Bei 
einer republikanischen Regierungsform liegt es in der 
Natur der Verfassung, daß die Richter die Buchstaben 
der Gesetze befolgen“. Der italienische Rechtsgelehrte 
B e c c a r i a stellte als „unumstößlichen Grundsatz“ 
auf: „Damit die Strafe nicht in Gewalttätigkeit... aus­
arte, so muß sie ... durch Gesetz bestimmt sein“. Der 
Beruf des Richters sei es, zu untersuchen, „ob dieser 
oder jener Mensch eine gesetzwidrige Handlung began­
gen habe oder nicht“. Der deutsche Strafrechtstheore­
tiker F e u e r b a c h  prägte die drei klassischen Grund­
sätze: „Kein Verbrechen ohne Gesetz! Keine Strafe ohne 
Gesetz! Keine Strafe ohne das Vorliegen einer verbre­
cherischen Handlung!“ Hexenprozesse und Gesinnungs­
strafrecht wurden ein für allemal verworfen. Der 
Deutsche Carl Ferdinand von H o m m e 1 verkündete in 
seinem strafrechtlichen Reformprogramm: „Man muß 
Sünde, Verbrechen und verächtliche Handlungen nicht 
untereinander werfen . . . ,  denn Verbrechen oder Un­
recht heißt nur dasjenige, wodurch ich jemanden be­
leidige. Bloß dieses ist der Gegenstand der Strafge­
setze“. F e u e r b a c h  erklärte: „Der Gesetzgeber ist 
nur auf die Rechtsverletzungen und auf äußerlich er­
kennbare Handlungen eingeschränkt. Er kann nichts 
den Strafsanktionen unterwerfen, was nicht ... eine 
Rechtsverletzung in sich enthält, kein Faktum, was 
nicht äußerlich erkennbar ist und dessen Existenz 
nicht in concreto bewiesen werden kann. ... Kann eine 
Überzeugung, eine dem Staat gefährliche Meinung, ein 
der Staatsreligion widersprechender Glaube bestraft 
werden? Niemand wird diese Frage bejahen“.

Diese Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, wie 
die fortschrittlichen Rechtsgelehrten aller europäischen 
Völker ihre Stimme gegen ungesetzliche Bestrafung und 
Gesinnungsterror erhoben, wie sie sich zu Wortführern 
der Menschen machten, die nach Sicherheit der Person 
vor Justizwillkür strebten. Ihr unerschrockenes Auf­
treten in diesem Kampfe muß uns Juristen ein Vor­
bild sein, wenn wir heute die strafrechtlichen Prinzi­
pien, für die sie unter dem Terror des feudalen Staates 
eingetreten sind und für deren Verwirklichung sie ge­
meinsam mit ihrem Volke gekämpft haben, gegen die 
faschistischen Zerstörer zu verteidigen haben.

Diese Grundsätze fanden nach dem Vorbild des Code 
penal auch im deutschen Strafgesetzbuch ihren Aus­
druck. Der § 2 des Strafgesetzbuches lautet: „Eine 
Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt wer­
den, wenn diese Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor 
die Handlung begangen wurde“. Damit bringt das
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